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Dem Verfahren liegt ein Beschluss der Kommission zugrunde, in dem diese die Finanzie-

rungsbeiträge zweier polnischer Gemeinden zum Umbau eines ehemaligen Militärflugha-

fens für den zivilen Flugverkehr als rechtswidrige Beihilfe bewertet und die polnischen Be-

hörden auffordert, die dem Flughafenbetreiber gewährten Beihilfen zurückzufordern. Eine 

der Gemeinden und der Flughafenbetreiber erheben dagegen Klage vor dem EuG und 

Polen ist als Streithelfer daran beteiligt. Das EuG erklärte den Beschluss der Kommission 

aufgrund der Verletzung von Verfahrensrechten der Kläger für nichtig. Die Kommission 

erhob dagegen Rechtsmittel vor dem EuGH, woraufhin dieser das Urteil des EuG aufhob 

und zur erneuten Entscheidung an das EuG zurückverwies. 

Der EuGH stellte fest, dass die Kommission es zwar unterlassen habe, eine erneute Stel-

lungnahme der Gemeinde und des Flughafenbetreibers einzuholen, als sie während des 

Beihilfenverfahrens beschloss, ihre Entscheidung auf eine neue rechtliche Grundlage zu 

stützen. Aber aus der Verletzung der Verfahrensrechte folge nicht automatisch die Nichtig-

keit des Beschlusses, wie es das EuG angenommen hatte. Vielmehr sei eine Prüfung er-

forderlich, ob die neue rechtliche Grundlage überhaupt geeignet war, den Beschluss der 

Kommission im Ergebnis zu ändern. Das EuG habe es unterlassen, das Vorbringen der 

Kommission zu prüfen, dass der Beschluss auf einem anderen, weiterhin bestehenden 

Rechtsgrund unverändert ohnehin bestehen geblieben wäre. Zur Frage, ob Polen als 

Streithelfer weitergehende Verteidigungsrechte zur Rechtswidrigkeit des Kommissionsbe-

schlusses hätte geltend machen können, äußerte sich der EuGH nicht.  

Bedeutung für die Praxis 

Bei einem gerichtlichen Vorgehen gegen Entscheidungen der Kommission beschränken 

sich die Verfahrensrechte von Kommunen als Beihilfen vergebende Stellen sowie die der 

Beihilfenempfänger auf ein eingeschränktes Recht zur Stellungnahme (nach Art. 108 

Abs. 2 AEUV). Das Beihilfenverfahren findet im Wesentlichen zwischen der Kommission 

und dem Mitgliedsstaat statt, sodass die weitergehenden Verteidigungsrechte gegen Kom-

missionsentscheidungen nur den jeweiligen Mitgliedsstaaten offenstehen. Bei einem be-

absichtigten gerichtlichen Vorgehen gegen Entscheidungen der Kommission kann eine Zu-

sammenarbeit mit den Bundesbehörden daher sicherstellen, vollumfänglich die zur Verfü-

gung stehenden Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend machen zu können. 


